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(Veröffen tlichu ngsbedü rftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1365/75 DES RATES
vom 26 . Mai 1975

über die Gründung einer Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens­
und Arbeitsbedingungen

Die Errichtung einer Stiftung ist erforderlich , wenn
die Ziele der Gemeinschaft bezüglich der Verbesse­
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen erreicht
werden sollen .

Die für die Gründung dieser Stiftung erforderlichen
besonderen Befugnisse sind im Vertrag nicht vorgese­
hen .

Die Stiftung wird im Rahmen der Europäischen Ge­
meinschaften errichtet und übt ihre Tätigkeit im Rah­
men des Gemeinschaftsrechts aus . Es ist angezeigt, die
Bedingungen für die Anwendung bestimmter allge­
meiner Vorschriften festzulegen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Arti­
kel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ,
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ('),
nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses ( 2 ),'
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Verbesserung der Lebens - und Arbeitsbedingun­
gen der modernen Gesellschaft stellt immer zahlrei­
chere und komplexere Probleme . Es ist wichtig, daß
sich die auf diesem Gebiet in der Gemeinschaft erfor­
derlichen Aktionen auf interdisziplinäre wissenschaft­
liche Grundlagen stützen können ; gleichzeitig ist es
wichtig, daß die Sozialpartner an diesen Aktionen be­
teiligt werden .
Die Gemeinschaft ist im Augenblick nicht in der
Lage , Analysen und Untersuchungen durchzuführen
sowie Überlegungen anzustellen , die eine wissenschaft­
lich fundierte , systematische Bewältigung dieser Pro­
bleme ermöglichen würden .
Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein­
schaften für den Umweltschutz (->) sieht vor, daß die
Gemeinschaftsinstitutionen sich ein Gremium schaf­
fen , das insbesondere rn der Lage ist , die Elemente ,
die in dk' Lebens - und Arbeitsumwelt eingreifen , zu
erfassen und die vorausschauende Untersuchung der
Faktoren , welche die Existenzbedingungen bedrohen
können , und der Faktoren , welche diese Bedingungen
verbessern können , durchzuführen .

Die Entschließung des Rates vom 21 . Januar 1974
über ein sozialpolitisches Aktionsprogramm (') sieht
unter anderem ein Aktionsprogramm zur menschenge­
rechteren Gestaltung der Lebens - und Arbeitsbedin­
gungen der Arbeitnehmer vor .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es ist eine Europäische Stiftung für die Verbesserung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen , nachstehend
„Stiftung" genannt, gegründet .

Artikel 2

( 1 ) Die Stiftung hat die Aufgabe , zur Konzipierung
und Schaffung besserer Lebens - und Arbeitsbedingun­
gen durch eine Aktion zur Förderung und Verbrei­
tung von Kenntnissen beizutragen , die geeignet sind ,
diese Entwicklung zu unterstützen .

(2 ) Im Hinblick darauf obliegt es der Stiftung, auf
Grund praktischer Erfahrungen die Überlegungen zur
mittel - und langfristigen Verbesserung der Lebensver­
hältnisse und der Arbeitsbedingungen zu entwickeln
und zu vertiefen und Änderungsfaktoren festzustellen .
Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben berücksichtigt sie
die Politik der Gemeinschaft in diesen Bereichen und
unterrichtet die Organe der Gemeinschaft über die in
Betracht kommenden Ziele und Ausrichtungen , in­
dem sie ihnen insbesondere wissenschaftliche Kennt­
nisse und technische Daten mitteilt .

(') ABl . Nr . C 76 vom 3 . 7 . 1974 , S. 33 .
(-) ABI . Nr . C ' 109 vom 19 . 9 . 1974 , S. 37 .
( ; ) ABl . Nr . C 112 vom 20 . 12 . 1973 , S. 3 .
h ABI . Nr . C 13 vom 12 . 2 . 1974, S. 1 .
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(3) Im Bereich der Verbesserung der Lebensverhält­
nisse und der Arbeitsbedingungen befaßt sie sich ins­
besondere mit nachstehenden Fragen , wobei sie sich
bemüht, eine Prioritätenordnung aufzustellen :
— Situation des Menschen in der Arbeitswelt ,
— Arbeitsorganisation und insbesondere Arbeitsplatz­
gestaltung,

— Probleme, die für bestimmte Arbeitnehmergrup­
pen spezifisch sind ,

— langfristige Aspekte der Umweltverbesserung,
— räumliche und zeitliche Verteilung der menschli­
chen Tätigkeit .

Artikel 3

( 1 ) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben fördert die Stif­
tung den Austausch von Informationen und Erfahrun­
gen in diesen Bereichen und führt erforderlichenfalls
ein Informations- und Dokumentationssystem ein . Sie
kann insbesondere

a) die Kommunikation zwischen Universitäten , For­
schungsinstituten , Behörden und Organisationen
des Wirtschafts - und Soziallebens erleichtern und
konzentrierte Maßnahmen unterstützen ,

b) Arbeitsgruppen einsetzen ,
c) Studienverträge abschließen , sich an Studien beteili­
gen , die Ausführung von Mustervorhaben fördern
und unterstützen und erforderlichenfalls selbst be­
stimmte Studien durchführen ,

b) neun Vertretern der Arbeitgeberverbände,
c) neun Vertretern der Arbeitnehmerorganisationen ,
d ) drei Vertretern der Kommission .

(2) Die unter den Buchstaben a), b) und c) bezeich­
neten Mitglieder werden vom Rat ernannt, und zwar
jeweils ein Vertreter je Mitgliedstaat für jede der vorge­
nannten Gruppen . Der Rat ernennt gleichzeitig unter
den gleichen Bedingungen , wie sie für die Mitglieder
gelten , ein stellvertretendes Mitglied , das nur in Abwe­
senheit des Mitglieds an den Sitzungen des Verwal­
tungsrats teilnimmt . Die Mitglieder und stellvertreten­
den Mitglieder, welche die Kommission vertreten , wer­
den von dieser ernannt .

(3 ) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrats
beträgt drei Jahre . Wiederernennung ist möglich . Bei
Ablauf ihrer Amtszeit oder bei Ausscheiden bleiben

die Mitglieder so lange im Amt, bis sie wiederernannt
oder ersetzt worden sind .

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus den Reihen seiner
Mitglieder für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzen­
den und drei stellvertretende Vorsitzende .

(5) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat min­
destens zweimal jährlich sowie auf Antrag von minde­
stens einem Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats
ein .

( 6 ) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit
der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt .

Artikel 7

( 1 ) Der Verwaltungsrat verwaltet die Stiftung, deren
Leitlinien er nach Stellungnahme des Sachverständi­
genausschusses festlegt . An Hand eines vom Direktor
unterbreiteten Entwurfs legt der Verwaltungsrat im
Einvernehmen mit der Kommission das Arbeitspro­
gramm fest .

( 2) Er gibt sich eine Geschäftsordnung, die in Kraft
tritt , wenn der Rat sie nach Stellungnahme der Kom­
mission genehmigt hat .

( 3 ) Er beschließt über die Annahme von Vermächt­
nissen , Schenkungen oder Subventionen , die nicht
von der Gemeinschaft stammen .

Artikel 8

( 1 ) Der Direktor und der stellvertretende Direktor
der Stiftung werden von der Kommission an Hand
einer vom Verwaltungsrat vorgelegten Kandidatenliste
ernannt .

( 2 ) Der Direktor und der stellvertretende Direktor
sind auf Grund ihrer Befähigung ausgewählte Persön­
lichkeiten , die volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit
bieten müssen .

( 3 ) Der Direktor und der stellvertretende Direktor
werden für höchstens fünf Jahre ernannt . Ihre Wieder­
ernennunt» ist möglich .

d ) Kurse , Kongresse und Seminare veranstalten .

(2) Die Stiftung arbeitet so eng wie möglich mit
den spezialisierten Instituten , Stiftungen und Stellen
zusammen , die in den Mitgliedstaaten oder auf interna­
tionaler Ebene bestehen .

A rtikel 4

( 1 ) Die Stiftung verfolgt keinen Erwerbszweck . Sie
genießt in allen Mitgliedstaaten die weitestgehende
Rechts - und Geschäftsfähigkeit , die juristischen Perso­
nen zuerkannt wird .

(2) Der Sitz der Stiftung ist in Irland .

Artikel 5

Die Stiftung umfaßt
— einen Verwaltungsrat ,
— einen Direktor und einen stellvertretenden Direk­

tor,

— einen Sachverständigenausschuß .

Artikel 6

( 1 ) Der Verwaltungsrat setzt sich aus dreißig Mitglie­
dern zusammen , und zwar aus

a ) neun Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaa­
ten ,
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Artikel 9

( 1 ) Der Direktor leitet die Stiftung und führt die
Beschlüsse des Verwaltungsrats aus . Er gewährleistet
die Rechtsvertretung der Stiftung.
(2) Der Direktor hat im Rahmen der auf das Perso­
nal anwendbaren Vorschriften Weisungsbefugnis ge­
genüber dem Personal der Stiftung, das er anstellt und
aus dem Dienst entläßt und dessen gefordertes Qualifi­
kationsniveau er festlegt .
(3 ) Der Direktor bereitet die Arbeit des Verwal­
tungsrats vor ; er, der stellvertretende Direktor oder
beide nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsrats
teil .

(4) Der Direktor legt dem Verwaltungsrat über
seine Geschäftsführung Rechenschaft ab .

Artikel 10

( 1 ) Der Sachverständigenausschuß setzt sich aus
zwölf Mitgliedern zusammen , die vom Rat auf Vor­
schlag der Kommission ernannt werden ; sie werden
unter Persönlichkeiten wissenschaftlicher und sonsti­
ger von der Tätigkeit der Stiftung berührter Kreise aus­
gewählt .
(2) Bei ihrem Vorschlag trägt die Kommission fol­
gendem Rechnung :
— der Aufrechterhaltung eines Gleichgewichts zwi­
schen den beiden sich ergänzenden Aspekten der
Stiftung, nämlich den Lebens- und den Arbeitsbe­
dingungen ,

— der Sicherstellung der bestmöglichen wissenschaft­
lichen und technischen Beratung,

— der Beteiligung mindestens eines Angehörigen
eines jeden Mitgliedstaats .

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Sachverständi­
genausschusses beträgt drei Jahre ; Wiederernennung
ist möglich .

Artikel 11

( 1 ) Der Sachverständigenausschuß hat die Aufgabe,
den anderen Organen der Stiftung auf allen Gebieten ,
für welche die Stiftung zuständig ist , auf Verlangen
des Direktors oder aus eigener Initiative Gutachten
abzugeben . Alle seine Gutachten , einschließlich des
Gutachtens für den Direktor zur Aufstellung des Ar­
beitsprogramms nach Artikel 1 2 , müssen gleichzeitig
dem Direktor und dem Verwaltungsrat übermittelt
werden .

(2) Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vor­
sitzenden und gibt sich eine Geschäftsordnung.
(3) Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden
im Einvernehmen mit dem Direktor einberufen . Er
tritt mindestens zweimal jährlich sowie auf Antrag
von mindestens sieben seiner Mitglieder zusammen .

Artikel 12

( 1 ) Der Direktor stellt vor dem 1 . Juli jedes Jahres
auf Grujid der Leitlinien des Artikels 7 das Jahresar­

beitsprogramm auf. Das Jahresprogramm ist Teil
eines sich über vier Jahre erstreckenden „Turnus"- Pro­
gramms . Zu den im Jahresprogramm vorgesehenen
Maßnahmen wird ein Kostenvoranschlag aufgestellt .

Bei der Aufstellung dieses Programms berücksichtigt
der Direktor die Gutachten des Sachverständigenaus­
schusses sowie die Gutachten der Gemeinschaftsor­
gane und des Wirtschafts - und Sozialausschusses .

Zu diesem Zweck und zur Vermeidung einer Arbeits­
überschneidung teilen die Gemeinschaftsorgane und
der Wirtschafts - und Sozialausschuß der Stiftung ih­
ren Bedarf und — soweit wie möglich — die Studien
und die Arbeiten mit, die im Rahmen ihrer Tätigkei­
ten durchgeführt werden .

(2) Der Direktor legt das Arbeitsprogramm dem
Verwaltungsrat zur Genehmigung vor.

Artikel 13

( 1 ) Der Direktor erstellt alljährlich spätestens zum
31 . März einen Gesamtbericht über die Tätigkeit, die
Finanzlage und die Zukunftsaussichten der Stiftung
und legt ihn dem Verwaltungsrat vor.

(2) Nach Billigung durch den Verwaltungsrat gibt
der Direktor den Gesamtbericht an die Gemeinschafts­
organe und den Wirtschafts - und Sozialausschuß wei­
ter.

Artikel 14

Der Verwaltungsrat stellt für jedes Haushaltsjahr einen
Einnahmen- und Ausgabenplan auf, der auszuglei­
chen ist ; Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

Artikel 15

( 1 ) Der Verwaltungsrat übermittelt der Kommission
spätestens am 31 . März jedes Jahres den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben . Dieser Voranschlag,
der einen Stellenplan enthält , wird von der Kommis­
sion zusammen mit dem Vorentwurf des Haushalts­
plans der Europäischen Gemeinschaften an den Rat
weitergeleitet .

(2) Jedes Jahr wird in den Haushaltsplan der Euro­
päischen Gemeinschaften unter einem besonderen
Haushaltsansatz ein für die Stiftung bestimmter Zu­
schuß eingesetzt .

Für diesen Zuschuß gilt das für Mittelübertragungen
von Kapitel zu Kapitel angewandte Verfahren .

Die Haushaltsbehörde legt den Stellenplan der Stif­
tung fest .

(3 ) Der Verwaltungsrat legt den Einnahmen - und
Ausgabenplan vor Beginn des Haushaltsjahres fest
und paßt ihn dem von der Haushaltsbehörde bewillig­
ten Zuschuß an . Der auf diese Weise festgelegte Vor­
anschlag wird von der Kommission an die Haushalts­
behörde weitergeleitet .



Nr. L 139/4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 30 . 5 . 75

Artikel 16

( 1 ) Die für die Stiftung geltenden Finanzvorschrif­
ten werden nach Artikel 209 des Vertrages erlassen .
(2) Der Verwaltungsrat übermittelt der Kommission
und dem Kontrollausschuß alljährlich spätestens am
31 . März die Rechnung für alle Einnahmen und Aus­
gaben der Stiftung im abgelaufenen Haushaltsjahr .
Der Kontrollausschuß prüft die Rechnung gemäß Arti­
kel 206 Absatz 2 des Vertrages .

(3) Die Kommission legt dem Rat und dem Europä­
ischen Parlament spätestens am 31 . Oktober die Rech­
nung und den Bericht des Kontrollausschusses sowie
die Bemerkungen der Kommission vor. Der Rat und
das Europäische Parlament erteilen dem Verwaltungs­
rat der Stiftung nach den in Artikel 206 Absatz 4 des
Vertrages vorgesehenen Verfahren Entlastung.

(4) Die Kontrolle der Mittelbindung und der Aus­
zahlung aller Ausgaben sowie die Kontrolle der Fest­
stellung und der Einbeziehung aller Einnahmen der
Stiftung erfolgen durch den Finanzkontrolleur der
Kommission .

Artikel 17

Die Vorschriften betreffend das Personal der Stiftung
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission erlas­
sen .

Artikel 18

Die Mitglieder des Verwaltungsrats, der Direktor, der
stellvertretende Direktor und das Personal der Stiftung
sowie jede Person , die an der Tätigkeit der Stiftung
teilnimmt, sind verpflichtet , auch nach Beendigung
ihrer Amtstätigkeit Auskünfte , die ihrem Wesen nach
unter das Berufsgeheimnis fallen , nicht preiszugeben .

Artikel 19

Die Sprachenregelung der Europäischen Gemeinschaf­
ten gilt für die Stiftung .

Artikel 20

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Gemeinschaften gilt für die Stiftung.

Artikel 21

( 1 ) Die vertragliche Haftung der Stiftung bestimmt
sich nach dem Recht, das auf den betreffenden Ver­
trag anzuwenden ist .

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ist
für Entscheidungen auf Grund einer Schiedsklausel
zuständig, die in einem von der Stiftung abgeschlosse­
nen Vertrag enthalten ist .

(2) Im Bereich der außervertraglichen Haftung er­
setzt die Stiftung den von ihr oder durch ihre Be­
diensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursach­
ten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsät­
zen , die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten
gemeinsam sind .

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ist
für Streitsachen über den Schadenersatz zuständig.

(3 ) Die persönliche Haftung der Bediensteten ge­
genüber der Stiftung bestimmt sich nach den Vor­
schriften betreffend das Personal der Stiftung.

Artikel 22

Jede ausdrückliche oder stillschweigende Handlung
der Stiftung kann von jedem Mitgliedstaat, jedem Mit­
glied des Verwaltungsrats oder jeder dritten Person ,
die hiervon unmittelbar und individuell betroffen ist,
zur Kontrolle ihrer Rechtsmäßigkeit vor die Kommis­
sion gebracht werden .

Die Kommission muß innerhalb von fünfzehn Tagen
nach dem Tag, an dem der Beteiligte von der ange­
fochtenen Handlung Kenntnis erlangt hat , damit be­
faßt werden .

Die Kommission trifft innerhalb eines Monats eine
Entscheidung. Wird innerhalb dieser Frist keine Ent­
scheidung getroffen , so gilt dies als Ablehnung.

Artikel 23

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 26 . Mai 1975 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

M.A. CLINTON


